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Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei erhalten Sie unsere Stellungnahme zu o. g. Flächennutzungsplan. 

Mit freundlichen Grüßen 

Kolb 

Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis ∗ Postfach 1464 ∗ 74819 Mosbach 

GVV Schefflenztal 
Mittelstraße 47 

74850 Schefflenz 

Landratsamt 
Fachbereich 2 
Rechtsangelegenheiten 

Renzstraße 10 
74821 Mosbach 

www.neckar-odenwald-kreis.de 

Silke Kolb 

Gebäude 1 - Zimmer 009 
Telefon: 06261 / 84 1701 
Telefax: 06261 / 84 4702 
Silke.Kolb@neckar-odenwald-kreis.de 
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Fachdienst Baurecht  Bearbeitung:  
- ab Nr. 3.: 

Frau Bischoff  
Herr Kirchgeßner

Telefon: 06261/84-1721 
               -1713

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

1. Die Änderung des Flächennutzungsplanes bedarf der Genehmigung gemäß § 6 Abs. 1 
BauGB. Wir bitten, mit dem Antrag die kompletten Verfahrensunterlagen vorzulegen. 

2. Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes soll eine gemischte Baufläche (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2 BauNVO) dargestellt werden. Wir geben zu bedenken, dass in Mischgebieten nach § 6 
BauNVO tatsächlich auch einer Durchmischung von Wohnen und nicht wesentlich störenden 
Gewerbebetrieben vorhanden sein muss. Die aktuell geplanten Nutzungen sind eher dem 
Wohnen zuzuordnen bzw. als Anlagen für soziale/gesundheitliche Zwecke zu beurteilen. Ei-
ne ausschließliche Nutzung dieser Art ohne gewerbliche Nutzung ist in einem Mischgebiet 
nicht zulässig.  

3. Umweltprüfung – Umweltbericht 

Zu der vorgesehenen FNP-Änderung ist die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 
Abs. 4 BauGB und das Erstellen eines Umweltberichts nach § 2a Nr. 2 BauGB erforderlich. 
Dieser soll laut Nr. 7.1 des Entwurfs der städtebaulichen Begründung im Zuge des weiteren 
Verfahrens erstellt werden. 

Hinsichtlich des Umfangs und des Detaillierungsgrads sind aufgrund der gegebenen Orts-
randlage und der bisherigen ackerbaulichen Nutzung keine besonders erhöhten Anforderun-
gen an die Umweltprüfung zu stellen.  

Der Entwurf für einen im Weiteren erforderlichen Bebauungsplan lag uns bisher noch nicht 
vor; soweit sich zwischenzeitlich entsprechende Erkenntnisse aus dem Bebauungsplanver-
fahren der Gemeinde Schefflenz ergeben sollten, kann auf diese selbstverständlich zurück-
gegriffen werden (Parallelverfahren). 

Zu etwaigen Details bezüglich einzelner Umweltbelange wird ergänzend auf die Stellung-
nahmen der jeweiligen Fachbehörden verwiesen. 

Nach § 3 Abs. 3 BauGB ist bei Flächennutzungsplänen neben dem Hinweis nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 BauGB darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung im Sinne des  
§ 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsver-
fahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im 
Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte gel-
tend machen können. 

4. Klimaschutz 

Der Klimaschutz und die Klimaanpassung verfügen durch die „Klimaschutzklausel“ in § 1a 
Abs. 5 BauGB sowie durch das Klimaschutzgesetz des Landes Baden-Württemberg in der 
Bauleitplanung gem. § 1a Abs. 5 Satz 2 i. V. m. § 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB über Ab-
wägungsrelevanz.  
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Im Entwurf der städtebaulichen Begründung sind hierzu unter Nr. 7.3 auch bereits für die 
FNP-Ebene entsprechende Ausführungen enthalten, die insoweit von unserer Seite mitge-
tragen werden können.  
Die aktive Solarnutzung wird ausdrücklich zugelassen. Ebenso werden Pflanzgebote und 
das Verwenden von wasserdurchlässigen Belägen (betr. Versiegelung und Oberflächenwas-
serableitung) im Verfahren in den Blick genommen.  

Wir bitten, ergänzend zu prüfen, ob das spätere Festsetzen einer extensiven Dachbegrü-
nung für Flachdächer mit in Frage kommen kann. 

Wir gehen zudem davon aus, dass der Umweltbericht als Teil 2 der Begründung ergänzend 
aus umweltplanerischer Sicht noch auf die Klimaschutzbelange eingehen wird. 

Stellungnahme der Fachdienste als Träger öffentlich er Belange 

Untere Naturschutzbehörde Bearbeitung: Herr Kirchgeßner
Telefon: -1713 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, die im Regelfall nicht 
überwunden werden können 

Besonderer Artenschutz nach § 44 (u. § 45 Abs. 7) BNatSchG 

Der besondere Artenschutz ist als striktes Recht nicht der Abwägung des GVV Schefflenztal 
zugänglich und ist mithin in allen Arten von Bauleitplanverfahren grundsätzlich zu beachten. Die 
betr. artenschutzrechtlichen Verbotsbestimmungen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten in der 
Bauleitplanung mittelbar.  
Nach aktueller Rechtslage ist es dazu für die FNP-Ebene ausreichend, eine überschlägige Be-
trachtung der artenschutzrechtlichen Belange zu erstellen, die eine grundsätzliche Beurteilung 
zulässt.  

In Nr. 7.2 des Entwurfs der städtebaulichen Begründung wird dazu ausgeführt, dass zur Prüfung 
der Vollzugsfähigkeit der Planung durch das Büro für Umweltplanung, Wagner und Simon, im 
Rahmen des parallelen Bebauungsplanverfahrens eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
erstellt wird. Soweit er rechtzeitig vorliegt, kann aus der Sicht der Naturschutzbehörde ohne wei-
teres auf den im betreffenden Bebauungsplanverfahren zu erstellenden Fachbeitrag zurückge-
griffen werden. Das Ergebnis ist dazu im Umweltbericht darzustellen. Diese Dokumentation 
muss im Umweltbericht ausdrücklich redaktionell kenntlich gemacht sein und eine nachvollzieh-
bare Erläuterung der durchgeführten Artenschutzprüfung enthalten. 
(Alternativ können die betreffenden Untersuchungsergebnisse des zum Bebauungsplan erstell-
ten Fachbeitrags Artenschutz auch summarisch in der FNP-Begründung sowie im Umweltbericht 
eingefügt werden; dazu kann dann ergänzend der Fachbeitrag Artenschutz zum Bebauungsplan 
nachrichtlich den FNP-Unterlagen beigelegt werden.)

Etwaige artenschutzrechtliche Belange sind rechtzeitig vor dem Feststellungsbeschluss abzuklä-
ren. Inhaltliche Einzelheiten fachlicher Art können dazu gegebenenfalls bei unserer Naturschutz-
fachkraft, Herr Fabian Österle (Tel.: 06261/84-1734 E-Mail: fabian.oesterle@neckar-odenwald-
kreis.de), erfragt bzw. mit ihm abgestimmt werden. 
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2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen od er Befreiungen) 

Zum derzeitigen Stand der Planung kann hierzu noch keine abschließende Aussage getroffen 
werden. Ein Ausnahmeerfordernis erscheint bei angemessener Beachtung der Artenschutzbe-
lange jedoch eher unwahrscheinlich. 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständi gkeit zu dem o. g. Plan, jeweils 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG: 

Grundsätzlich ist auch auf der FNP-Ebene die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB 
i. V. m. § 18 BNatSchG im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu betrachten. Die 
Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschafts-
bildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 
Nr. 7a BauGB bezeichneten Bestandteilen sind in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitplanung).  

Auf der FNP-Ebene erfolgt der Ausgleich prinzipiell durch geeignete Darstellungen nach § 5 
BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 2a 
BauGB). Dies wird im vorliegenden Fall in der zeichnerischen Darstellung (Lageplan M 1 :5.000) 
berücksichtigt und von uns daher ausdrücklich begrüßt. 

Wir gehen im Übrigen davon aus, dass zu dem im Weiteren erforderlichen Bebauungsplan (Pa-
rallelverfahren) noch ein Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung erstellt 
wird; dort werden dann die zur Kompensation erforderlichen grünordnerischen Maßnahmen im 
Detail ermittelt und dargestellt. Entsprechend kann für die FNP-Ebene auch zu dieser Thematik 
auf die Ergebnisse des zum Bebauungsplan zu erstellenden Grünordnerischen Beitrags zurück-
gegriffen werden.  

Wir bitten für das weitere FNP-Verfahren darum, die Grundzüge des zum Bebauungsplan vor-
gesehenen Ausgleichskonzepts in der städtebaulichen FNP-Begründung sowie im Umweltbe-
richt darzustellen, sodass die prinzipielle Bewältigung des zu erwartenden Kompensationsdefi-
zits insoweit erkennbar gemacht wird (inklusive Feststellung eines externen Ausgleichsbedarfs). 

b) Biotopverbund nach § 21 BNatSchG i. V. m. § 22 NatSchG  

Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ihren Planungen die Belange des Biotopverbunds 
gemäß § 21 BNatSchG zu berücksichtigen. Die Bauleitplanung soll dabei insbesondere dazu 
beitragen, die Biotopverbundflächen zu sichern.  

Innerhalb des Plangebiets befindet sich lediglich entlang des westlichen Gebietsrandes ein 
schmalerer Streifen des 500 m - Biotopverbund-Suchraumes mittlerer Standorte.  

In der vorliegenden Entwurfsplanung ist für diesen Bereich und am südlichen Gebietsrand eine 
Fläche zum Ausgleich gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 2a BauGB vorgesehen. Soweit hier bei 
der weiteren Ausgestaltung und der Art des Ausgleichs auf die Schaffung von Biotopverbunde-
lementen zur Stärkung des funktionalen Biotopverbunds geachtet wird, können etwaige Beden-
ken hierzu zurückgestellt werden. 

Wir bitten daher, zu der Biotopverbund-Thematik und zu der vorgesehenen randlichen Gebiets-
eingrünung entsprechende Ausführungen als Vorgaben zum weiteren Verfahren in die Unterla-
gen aufzunehmen.  
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c) Naturschutzrechtliches Fazit: 

Bei einer sachgerechten Berücksichtigung und entsprechenden Ergänzungen zu den oben an-
gesprochenen Belangen (Artenschutz, Eingriff-Ausgleich und Biotopverbund) rechnen wir zur 
vorliegenden FNP-Änderung aus naturschutzrechtlicher Sicht nicht mit einem Verbleib unüber-
windbarer Planungshindernisse. 
Das zu Grunde liegende Vorhaben hat dabei aus unserer Sicht die Chance, sich verträglich in 
den dortigen Siedlungsrand und die anschließende freie Landschaft einzufügen. 

Technische Fachbehörde Bearbeitung: Herr Grammling 
Grundwasserschutz Telefon: 06261/84-1785

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Die Planfläche liegt in der Zone III des rechtskräftig festgesetzten Wasserschutzgebiets zum 
Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Grundwasserfassung Kreuzwiesenquelle der 
Gemeinde Schefflenz (Schutzgebietsverordnung vom 02.11.1989). Die Lage im WSG wurde in 
den Unterlagen benannt. 

Es sind die allgemeinen Gesetzgebungen zum Grundwasserschutz sowie die Verbote des § 3 
Abs. 1 und 2 der WSG-VO zu beachten (z. B. § 2 Abs. 1 Ziff. 5: das Errichten und Betreiben von 
Anlagen zum Lagern wassergefährdender Stoffe ist verboten (Öltanks! - Ausnahmen siehe 
WSG-VO). Besonders hingewiesen wird auf Ziffer 17 des vorgenannten Paragraphen: Das Er-
richten und wesentliche Erweitern von Wohnsiedlungen (…) ist verboten, wenn das Abwasser 
nicht vollständig und sicher aus dem Schutzgebiet hinausgeleitet wird oder wenn das Grund-
wasser angeschnitten wird bzw. keine ausreichende Deckschicht über dem Grundwasser vor-
handen ist. Die Untergrundverhältnisse sind durch einen Fachgutachter zu vorgenannten Punkt 
zu untersuchen und zu beurteilen. Die Ergebnisse sind der Unteren Wasserbehörde vorzulegen.  

Die Entwässerung von unbelastetem Niederschlagswasser, z.B. Dachflächen kann durch Versi-
ckerung erfolgen. Wasser von Verkehrsflächen ist in den Kanal einzuleiten oder kann nach Ab-
stimmung mit dem Sachgebiet Abwasser mit einer ausreichenden Vorreinigung versickert werden.  

Die nachfolgenden Hinweise sind besonders zu beachten: 

Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis und sind der unteren Wasserbehörde vorab anzuzeigen. 

Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist dies der unteren 
Wasserbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Arbeiten sind einzustellen. 

Die Errichtung und der Betrieb von Grundwasserwärmepumpen und Erdwärmesonden (Erd-
reichwärmepumpen) ist nicht gestattet. 

Technische Fachbehörde Bearbeitung: Dieter Rögner 
Abwasserbeseitigung Telefon: 06261/84-1777

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Keine Bedenken und Anregungen. 
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Technische Fachbehörde Bearbeitung: Frau Weber-Augustin
Oberirdische Gewässer Telefon: 06261/84-1784

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Im Einflussbereich des Vorhabens befindet sich kein Oberflächengewässer oder Überschwem-
mungsgebiet. Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken. 

Technische Fachbehörde Bearbeitung: Herr Stippich
Bodenschutz, Altlasten Telefon: 06261/84-1779

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

1. Bodenschutz- und Altlastenkataster 

Gemäß den derzeit bei der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde vorliegenden Unterla-
gen und Pläne sind im Flächennutzungsplan "Änderung der 1. Fortschreibung zum Bebauungs-
plan „Wohnen und Pflegen“" in Schefflenz-Mittelschefflenz keine altlastverdächtigen Flächen, 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 BBodSchG im Bodenschutz- 
und Altlastenkataster erfasst. 

2. Bodenschutz 

Mit der Fortschreibung des Flächennutzungsplans verfügt der Planungsträger über wichtige 
Handlungsmöglichkeiten, um einen wirkungsvollen Bodenschutz zu gewährleisten, insbesonde-
re dem steigenden Flächenverbrauch entgegenzuwirken. 

Die für die Themen Altlasten, Bodenschutz und Grundwasserschutz relevanten Belange sind in 
den vorliegenden Flächennutzungsplanunterlagen (IFK-Planungsstand: 03.07.2020) bereits ent-
halten. 

Aus Sicht des Bodenschutzes und der Altlasten bestehen gegen das geplante und beschriebene 
Vorhaben grundsätzlich keine Bedenken. 

Gewerbeaufsicht Bearbeitung: Herr Schönig
Telefon: 06261/84-1759

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Gegen die Änderung der 1. Fortschreibung des Flächennutzungsplans zum Bebauungsplan 
„Wohnen und Pflegen“ (Planstand vom 03.07.2020) ist aus Sicht des vorbeugenden Immissi-
onsschutzes von Seiten der Gewerbeaufsicht folgendes anzumerken: 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Errichtung eines Seniorenwohnheims (betreutes Wohnen und 
Tagespflege). Für das Plangebiet besteht bisher kein Bebauungsplan. Die Fläche befindet sich 
planungsrechtlich im Außenbereich nach § 35 BauGB. Das Plangebiet ist im Flächennutzungs-
plan als Mischbaufläche dargestellt. Als Anlage für soziale bzw. gesundheitliche Zwecke ist ein 
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Seniorenwohnheim gem. § 6 BauNVO Abs. 2 Nr. 5 in einem MI planungsrechtlich allgemein 
zulässig. 

Sofern im Seniorenwohnheim der Pflegecharakter überwiegt, ist die Zumutbarkeit von Lärmim-
missionen bei Pflegeanstalten in rein objektbezogener Betrachtung und damit unabhängig von 
der Qualifizierung des betroffenen Gebietscharakters als Sonderregelung zu beurteilen. Dabei 
sind die deutlich strengeren Immissionsrichtwerte für Pflegeanstalten nach Nr. 6.1 g TA Lärm 
von tagsüber 45 dB(A) und nachts 35 dB(A) anzuwenden. In diesem Fall wäre eine Beurteilung 
der Lärmimmissionen im Vorfeld erforderlich. 

Gesundheitswesen Bearbeitung: Herr Henn
Telefon: 06261/84-2462 

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Gegen die Flächennutzungsplanänderung „Wohnen und Pflegen“ bestehen keine Bedenken und 
Anregungen.  

FD Forst Bearbeitung: Herr Hecht
Telefon: 06261/84-1055

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Im Einflussbereich des Vorhabens befindet sich kein Wald im Sinne des LWaldG. Gegen das 
Vorhaben bestehen keine Bedenken. 

ÖPNV Bearbeitung: Herr Schäfer
Telefon: 06261/84-1302 

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage.

Gegen die FNP-Änderung zum Bebauungsplan „Wohnen und Pflege“ in Mittelschefflenz beste-
hen seitens des FD ÖPNV keine Bedenken. 

Das vorgesehene Plangebiet liegt fußläufig ca. 350 m von den Bushaltestellen „Pappelweg“ ent-
fernt und ist hierüber an den regionalen ÖPNV angebunden. 
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Straßen Bearbeitung: Herr Steinbach 
Telefon: 06281/5212-1201

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Klassifizierte Straßen sind nicht betroffen. Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwände. 

Vermessung Bearbeitung: Herr Leinss 
Telefon: 06281/5212-1541

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Gegen die Planung bestehen keine Bedenken. 

Wir geben folgenden redaktionellen Hinweis:  
In Abschnitt 3.2 („Bestandssituation“) der Begründung steht: „Im Osten und Süden befinden sich 
weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen.“ Korrekt müsste es heißen: „Im Westen und Süden 
[…]“. Ferner ist der darauffolgende Satz eigentlich überflüssig („Im Süden befinden sich weitere 
Ackerflächen“).  

Landwirtschaft Bearbeitung: Verena Schoellkopf
Telefon: 06281-5212-1610    

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Bei dem überplanten Gebiet handelt es sich um landwirtschaftlich sehr gut nutzbare Ackerflä-
chen, die der landwirtschaftlichen Nutzung auf Dauer entzogen werden. Die natürliche Boden-
fruchtbarkeit ist eine wichtige und leider endliche Ressource. 

Der Ausgleich sollte außerhalb der landwirtschaftlichen Nutzfläche angestrebt werden. Auch ist 
der der Erwerb von Ökopunkten innerhalb des Landkreises gut möglich, da diesbezüglich ein 
großes Angebot vorhanden ist. 

Flurneuordnung und Landentwicklung Bearbeitung: Herr Sens 
Telefon: 06281/5212-2330

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Keine Bedenken und Anregungen. 

Das Plangebiet liegt außerhalb der Flurbereinigung Schefflenz (Straße), grenzt aber unmittelbar 
an das Verfahrensgebiet an. Wir bitten um weitere Beteiligung. 
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 GVV Schefflenztal; Änderung der 1. Fortschreibung des FNP zum 

Bebauungspl ; 

Behördenbeteiligung gem. § 4 I BauGB 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben vom 05.08.2020 beteiligen Sie uns als Träger öffentlicher Belange am 

o. g. Verfahren, wofür wir uns bedanken. In unserer Funktion als höhere Raumord-

nungsbehörde nehmen wir folgendermaßen Stellung: 

Mit der geplanten Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren sollen 

die bauplanungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung einer Senioren- und Pfle-

geeinrichtung auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung geschaffen werden. 

Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (ERP) ist das ca. 0,53 ha umfassende 

Plangebiet als restriktionsfreie Fläche gekennzeichnet. Belange der Raumordnung 

stehen somit nicht entgegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Micha Kronibus 
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II.   Nachricht von Ziff. I. per E-Mail an: 

 

Verband Region Rhein-Neckar 

Herrn Manfred Hopfauf 

manfred.hopfauf@vrrn.de 

 

Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis, Baurechtsamt  

Frau Nadine Bischoff  

nadine.bischoff@neckar-odenwald-kreis.de 

 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Micha Kronibus 

 

 

III.   R21 z. V. 


















